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1	 Zur Ausgangssituation1 

Das bürgerschaftliche Engagement in ehrenamtlichen Aktivitäten hat sich in den 
letzen Jahrzehnten zu einer stabilen Säule für die Zivilgesellschaft entwickelt. Die 
sogenannte Engagementquote hat sich seit 2004 bei 36 % der Bevölkerung stabi-
lisiert. Damit liegt Deutschland im europäischen Vergleich über dem Durchschnitt. 
In Zahlen bedeutet dies, dass mehr als 23 Millionen Menschen in Deutschland 
sich bürgerschaftlich für andere einsetzen. Ebenso ist das Engagementpotential 
beträchtlich. 24 Millionen Menschen sind bestimmt oder eventuell bereit, eine 
Freiwilligentätigkeit zu übernehmen.

Neben dem Wunsch, mit anderen Menschen in Kontakt zu kommen, ist ein zent-
raler Beweggrund für bürgerschaftliches Engagement das Ziel, das eigene Lebens-
umfeld bzw. die Gesellschaft mit gestalten zu können. Darin zeigt sich der zivilge-
sellschaftliche Anspruch freiwilligen Engagements und Ehrenamts.

Die Engagementquote liegt in den neuen Bundesländern unter denen der alten, 
was mit der schwach ausgeprägten zivilgesellschaftlichen Infrastruktur im Gebiet 
der ehemaligen DDR erklärt wird.

Im Zuge des fortschreitenden Alterungsprozesses in unserer Gesellschaft kommt 
es zu Verschiebungen innerhalb der Gruppen von Engagierten. Während immer 
mehr ältere Menschen einer Freiwilligentätigkeit nachgehen, nimmt das Engage-
ment junger Menschen seit 1999 ab.

Der Anteil ehrenamtlich erbrachter Leistungen und Spenden an der Bruttowert-
schöpfung in Deutschland beträgt 4,1 % bzw. 89 Mrd. € jährlich. 13 Mrd. € davon 
stammen aus Spenden und Mitgliedsbeiträgen von Privatpersonen, Unternehmen 
und Banken.

2	 Forderungen des Sozialverbands VdK zum 
	 Bürgerschaftlichen Engagement und Ehrenamt

2.1	 Grundsätzliches

Das bürgerschaftliche Engagement von Individuen und Organisationen in Deutsch-
land ist durch Beständigkeit, durch Facettenreichtum und Vielfalt gekennzeich-
net. Es findet in unterschiedlichen Bereichen wie Sport und Freizeit, Kunst und 
Kultur, Religion und Umweltschutz, Gesundheit und Soziales statt und unterstützt 
so die Gestaltung des Miteinander.2  

Bürgerschaftliches Engagement und Ehrenamt beinhalten freiwillige Mitverant-
wortung im und für den öffentlichen Raum.3 Ehrenamtliches Handeln erfolgt  pri-
mär ohne finanziellen Nutzen gemeinschaftlich bzw. kooperativ mit anderen. Es 
ist gemeinwohlorientiert und setzt so wichtige Impulse für das gesellschaftliche 
Miteinander in einer durch zunehmende Individualisierung gekennzeichneten 
Gesellschaft.

______________
1	 Studie von betterplace lab, „Das hat richtig Spaß gemacht!“, Freiwilliges Engagement in Deutschland, 2011
2	 Erster Engagementbericht 2012
3	 also nicht ausschließlich in familiären Rahmen
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Bürgerschaftliches Engagement hilft wirtschaftliches Wachstum, gesellschaftliche 
Integration, Wohlstand sowie stabile demokratische Strukturen auch für die Zu-
kunft zu erhalten und zu verbessern. 

Damit sind Ehrenamt und bürgerschaftliches Engagement eine unverzichtbare Vo-
raussetzung für ein menschliches Miteinander und eine gelebte Demokratie. In-
dem sich der Einzelne für die Gemeinschaft einbringt, kann er sein Lebensumfeld 
aktiv mitgestalten und im sozialen Netz Halt finden. 

Der Sozialverband VdK fordert deshalb von der Politik, bürgerschaftliches Enga-
gement als unabhängigen dritten Sektor neben Staat und Wirtschaft in der Ge-
sellschaft verstärkt zu würdigen und als gesellschaftliche Praxis zu stärken und 
bestehende Hindernisse bei der Ausübung gemeinnütziger Tätigkeiten abzubau-
en. Die Förderung des Ehrenamtes muss als Staatsziel im Grundgesetz verankert 
werden. Der Sozialverband VdK begrüßt die Demografiestrategie der Bundesre-
gierung. Aufgrund der demografischen Entwicklung muss verstärkt das Engage-
mentpotential älterer Menschen mobilisiert werden. Hierzu müssen die Länder 
Ehrenamt und bürgerschaftliches Engagement mehr als bisher fördern. Der Bund 
muss verbesserte Rahmenbedingungen schaffen und ebenfalls die Kommunen 
bei der Engagementförderung direkt unterstützen. Deshalb muss das Kooperati-
onsverbot im Grundgesetz gestrichen werden.

2.2	 Stärkung und Förderung ehrenamtlicher Tätigkeit

2.2.1	 Eigenständigkeit von freiwilligem Ehrenamt

In den vergangenen Jahren haben sich neue Tätigkeitsformen zwischen freiwilli-
gem Ehrenamt, staatlichen oder kommunalen Pflichtaufgaben und erwerbswirt-
schaftlicher Betätigung entwickelt.

Der Sozialverband VdK fordert, dass ehrenamtliches Engagement auch nicht auf 
Umwegen als Ersatz für unerledigte kommunale Pflichtaufgaben missbraucht 
wird. Ebenso darf Ehrenamt nicht zu einer Verdrängung professioneller Erwerbs-
arbeit z.B. in Pflegeeinrichtungen oder bei Pflegediensten führen. Die Freiwillig-
keit von bürgerschaftlichem Engagement muss gewährleistet sein.

2.2.2	 Gesetzliche Rahmenbedingungen für ehrenamtliche Tätigkeit

Bürgerschaftliches Engagement ist Ausdruck einer freiheitlichen Gesellschaft, in 
der Bürger freiwillig einen solidarischen Beitrag für die Gemeinschaft leisten. 
Insbesondere komplexe und komplizierte administrative Regelungen und büro-
kratischer Aufwand werden von an einer ehrenamtlichen Tätigkeit interessierten 
Bürgern als Hürde empfunden. Kontraproduktiv sind immer noch bestehende Re-
gelungen im Vereins- und Steuerrecht bei ehrenamtlicher Tätigkeit sowohl bei 
Einzelpersonen wie auch gegenüber Vereinen.

Mit dem Ehrenamtsstärkungsgesetz wurden 2013 die Voraussetzungen für ehren-
amtliche Tätigkeiten weiter erleichtert und zusätzliche Rechtssicherheit für enga-
gierte Menschen geschaffen. Insbesondere wurden die Haftungsregelungen für 
ehrenamtlich tätige Vereinsmitglieder im Einkommensteuer- und Zivilrecht ent-
schärft und die Freibeträge für die sogenannte Übungsleiterpauschale um 300 € 
auf 2400 € und die sogenannte Ehrenamtspauschale um 220 € auf 720 € jährlich 
angehoben.
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Notwendig ist aber aus Sicht des Sozialverbands VdK, dass die gesetzlichen Rah-
menbedingungen so weiterentwickelt werden, dass sich eine aktive Zivilgesell-
schaft besser entfalten kann und hierzu ausreichend positive Anreize gesetzt 
werden. Bestehende zivilrechtliche, steuerliche oder bürokratische Hindernisse 
in der Ausübung des Ehrenamts müssen vermieden bzw. abgebaut werden. Bei 
der steuerlichen Förderung sollte ehrenamtliches Engagement gleich behandelt 
werden.

2.2.3	 Anerkennungskultur

Auf Bundes-, Landes- und kommunalen Ebene gibt es vielfältige ehrenamtliche 
Aktivitäten und gut funktionierende ehrenamtliche Strukturen, die von zahlrei-
chen ehrenamtlichen Mitarbeitern sowie Organisationen geprägt sind. Ehren-
amtlich Engagierte leisten mit z.T. erheblichem Aufwand von Zeit und eigenen 
Ressourcen einen wichtigen Beitrag für eine solidarische Gesellschaft. Hierdurch 
erlangen sie häufig besondere soziale Kompetenzen und Qualifikationen.

Damit dies so bleibt und andere motiviert werden, ebenfalls sich ehrenamtlich zu 
engagieren, ist eine Anerkennung unbedingt erforderlich. Eine finanzielle Ho-
norierung der ehrenamtlichen Arbeit im Sinne von Entlohnung ist aus Sicht des 
Sozialverbands VdK nicht sinnvoll. Hierdurch würde das Prinzip der Ehrenamtlich-
keit und Freiwilligkeit ausgehöhlt und bürgerschaftliches Engagement würde in 
den Grenzbereich zur Einkommenserzielung oder zu wirtschaftlichen Interessen 
geraten. Notwendig ist aber, dass entstandene Aufwendungen unbürokratisch 
erstattet werden können.

Aus Sicht des Sozialverbands VdK müssen Bund, Länder und Kommunen ehren-
amtliches Engagement stärker als bisher würdigen. Eine wichtige Maßnahme ist 
die von einigen Bundesländern initiierte und von vielen Städten und Gemeinden 
ausgegebene Ehrenamtskarte. Mit dem ebenfalls in einigen Bundesländern ein-
geführten Kompetenznachweis für Ehrenamt und Freiwilligenarbeit können eh-
renamtlich engagierte Menschen das eigene soziale Engagement individuell do-
kumentieren und nach außen sichtbar machen. Auf diese Weise können sie ihr 
Engagement für die Gesellschaft auch für sich z.B. im Beruf persönlich nutzen.

2.2.4	 Qualifizierung und Weiterbildung

Ehrenamtliches Engagement erfordert in vielen Fällen besondere Kenntnisse und 
soziale Kompetenzen und ist häufig mit beträchtlicher Verantwortung verbun-
den. 

Der Sozialverband VdK fordert deshalb ein stärkeres Engagement von Bund, Län-
dern und Kommunen im Bereich der Qualifizierung und Weiterbildung von Eh-
renamtlichen. Hierzu sollten verstärkt Zuwendungen bereitgestellt oder eigene 
Angebote durch Verwaltungen oder Schulträger auf- und ausgebaut werden. Ein 
Freistellungsanspruch nach den Bildungsurlaubsgesetzen der Länder muss auch 
bei der Thematik „Qualifikation zum Ehrenamt“ bestehen.

2.2.5	 Unfall- und Haftpflichtversicherung

Der Gesetzgeber hat den Schutz bei Unfällen und gegen Haftungsansprüche in 
den letzten Jahren stark verbessert. Alle Bundesländer haben eine private Haft-
pflichtversicherung zugunsten bürgerschaftlich Engagierter abgeschlossen. Zu-



6

dem wurde der Kreis der Versicherten weit geöffnet. Die einzelnen Regelungen 
sind aber sehr unübersichtlich und wenig transparent.

Der Sozialverband VdK fordert, dass die Information über den bestehenden Ver-
sicherungsschutz bei ehrenamtlichem Engagement durch eine verstärkte Öffent-
lichkeitsarbeit des Bundes und der Länder verbessert wird.

2.2.6	 Infrastrukturförderung

Immer mehr Menschen mit großer Berufs- und Lebenserfahrung treten gesund 
in den Ruhestand und sind potentiell bereit, ihr Wissen, ihre Erfahrung und ihre 
Beziehungsgeflechte in eine ehrenamtliche Tätigkeit innerhalb und außerhalb 
bestehender gemeinnütziger Vereine und Institutionen einzubringen. 

Aus Sicht des Sozialverbands VdK müssen Strukturen auf- und ausgebaut wer-
den, die das große Potential von Menschen, die grundsätzlich zu einer ehren-
amtlichen Tätigkeit bereit sind, fördern und unterstützen. Hierzu gehören vor 
Ort Freiwilligenagenturen, Engagementzentren oder -börsen, Seniorenbüros und 
Selbsthilfekontaktstellen. Die Finanzierung dieser Einrichtungen muss dauerhaft 
gesichert werden. Hierzu sollte die Finanzierungsverantwortung auf Bund, Län-
der und Kommunen verteilt werden.

2.2.7	 Individuelle Teilhabe am bürgerschaftlichen Engagement und 
	 Ehrenamt durch Mitverantwortung

Der Sozialverband VdK fordert, die individuellen Teilhabemöglichkeiten benach-
teiligter Zielgruppen zu verbessern und insbesondere auch bürgerschaftliches En-
gagement von Personen mit Migrationshintergrund oder in prekären Lebenssitu-
ationen zu würdigen und zu unterstützen. So müssen 
•	 die Mitgliedsbeiträge in gemeinnützigen Vereinen und Verbänden bei Grund-

sicherungsleistungen als Bedarf anerkannt werden,
•	 Alg II-Beziehern die Grundfreibeträge für Ehrenamt von 200 € und 100 € bei 

einer Nebentätigkeit nebeneinander beanspruchen dürfen,
•	 insbesondere Kindern einkommensschwacher Eltern der Zugang zu Vereinen 

ermöglicht werden und 
•	 behinderten Menschen durch geeignete Hilfsmittel, Hilfen bei der Kommu-

nikation (wie Gebärdendolmetscher) sowie persönliche Assistenz durch eine 
ehrenamtliche Tätigkeit ermöglicht werden.

Der Bund ist gefordert, die hierfür erforderlichen gesetzlichen Grundlagen (SGB 
II, SGB IX) zu schaffen. 

2.3	 Verbesserung des Ehrenamtlichen Engagement 
	 im Vereinswesen 

2.3.1	 Rechtliche Rahmenbedingungen

Bürgerschaftliches Engagement findet zu großen Teilen durch Vereine statt. Ver-
eine benötigen einen geeigneten und verlässlichen Rechtsrahmen für ihre ge-
meinnützige Tätigkeit. 

Der Sozialverband VdK fordert deshalb auch die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen für das bürgerschaftliche Engagement in Vereinen und Stiftungen weiter zu 
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verbessern. Durch Bürokratieabbau und Verfahrenserleichterungen muss den Or-
ganisationen und Ehrenamtlichen geholfen werden, ihre Kernaufgaben einfacher 
zu erfüllen. Für steuerbegünstigte Organisationen ist eine schnelle und verbindli-
che Klärung offener Rechtsfragen notwendig, um Planungssicherheit zu schaffen.

Für erhebliche Verunsicherung sorgt in vielen Vereinen die Praxis einiger Finanz-
behörden, Mitgliedsbeiträge als Leistungsaustausch anzusehen und damit der 
Umsatzsteuer zu unterwerfen. Der Sozialverband VdK fordert deshalb, für Mit-
gliedsbeiträge einen eigenen Befreiungstatbestand im deutschen Umsatzsteuer-
recht zu schaffen, wie dies in der einschlägigen EU-Richtlinie vorgesehen ist.

2.3.2	 Gewinnung und Bindung des Ehrenamts 

Ehrenamtlichen Funktionsträgern in Vereinen und Verbänden kommt eine hohe 
Bedeutung zu. Sie bilden auf regionaler und überregionaler Ebene das Rückgrat 
der selbstorgansierten Verbandsstruktur. Obwohl nach Erhebungen 24 Millionen 
Menschen in Deutschland grundsätzlich bereit wären, sich ehrenamtlich zu enga-
gieren, fällt es Vereinen und Verbänden immer schwerer insbesondere jüngere 
Menschen zu gewinnen, die bereit sind in einer Verbandstruktur Verantwortung 
zu übernehmen.

Der Sozialverband VdK fordert, dass die Politik der Gewinnung und Bindung von 
ehrenamtlichen Funktionsträgern mehr Aufmerksamkeit zukommen lässt. Neben 
einem weiteren Ausbau der Anerkennungskultur gehört hierzu insbesondere 
eine Sensibilisierung der Menschen für den Wert des Bürgerschaftlichen Enga-
gements. Besonders gefördert werden muss das ehrenamtliche Engagement von 
Kindern und Jugendlichen an Schulen, um junge Menschen für ehrenamtliches 
Engagement zu gewinnen und an ehrenamtliche  Aktivitäten heranzuführen.

2.3.3	 Vereinsförderung

Zunehmend überprüfen Kommunen die finanzielle Förderung von Vereinen. Zu 
bedenken ist, dass Vereinsangebote, die aufgrund fehlender Förderung einge-
stellt werden müssen, nur schwer wieder aufgebaut werden können.

Aus Sicht des Sozialverband VdK muss deshalb die kommunale Vereinsförderung 
durch finanzielle Zuwendungen ihre Bedeutung behalten. Bei der Förderung soll-
ten gezielt Institutionen berücksichtigt werden, die eine aktive Jugend-, Seni-
oren-, Integrations- und Inklusionsarbeit leisten. Hierzu gehören insbesondere 
Sozialorganisationen sowie Sport- und Kulturvereine.

2.3.4	 Zuwendungsrecht

Zuwendungen aus öffentlichen Haushalten sind häufig eine wesentliche Voraus-
setzung, dass von Vereinen und Verbänden gemeinnützige Projekte durchgeführt 
werden können. Eine Abhängigkeit von Spenden von Wirtschaftunternehmen, 
die eigennützige Zwecke verfolgen, ist mit der gemeinnützigen Zielsetzung häu-
fig nicht vereinbar. 

Der Sozialverband VdK fordert deshalb eine unbürokratische Gestaltung des Zu-
wendungsrechts.
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2.4	 Freiwilligendienste

Die Freiwilligendienste, wie das Freiwillige Soziale Jahr und der Bundesfreiwil-
ligendienst sind wichtige Möglichkeiten für junge genauso wie für ältere Men-
schen, Erfahrungen zu sammeln und ihren Dienst an den Menschen zu leisten. 
Trotz hoher Nachfrage wurde das Kontingent der jährlich geförderten Plätze vom 
Bund auf 35.000 beschränkt. 

Der Sozialverband VdK fordert, die Kontingentierung der Freiwilligendienstplät-
ze aufzuheben und dem Bedarf entsprechende Mittel in den Bundeshaushalt ein-
zustellen. 




